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1 Anlass und Aufgabenstellung 
Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrsmanagement plant im Auftrag der Bundesrepublik 
Deutschland die Tieferlegung der B 454 in Stadtallendorf mit Anschluss der Haupt- und 
Bahnhofstraße (3. BA). Dieser ASB bezieht sich lediglich auf die Planungsänderungen, die 
nun im Rahmen des 1. Planänderungsverfahrens Inhalt sind.  

Die Projektbeschreibung findet sich in Kapitel 4 des Artenschutzbeitrags. 

Es sind die artenschutzrechtlichen Anforderungen abzuarbeiten, die sich aus den 
europäischen Richtlinien, Richtlinie 92/43/EWG des Rates (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, 
FFH-RL) und Richtlinie 2009/147/EG des europäischen Parlaments und des Rates 
(Vogelschutz-Richtlinie, VS-RL) sowie aus der nationalen Gesetzgebung (BNatSchG) 
ergeben. Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prüfung werden im vorliegenden arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag dargelegt. Artenschutzrechtlich erforderliche Maßnahmen 
werden in den landschaftspflegerischen Begleitplan integriert. 

Die unmittelbar geltenden Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG dienen in Verbindung mit 
§ 45 BNatSchG der Umsetzung der FFH- und Vogelschutzrichtlinie in nationales Recht. Im 
Zuge eines nach § 15 BNatSchG zulässigen Eingriffs sind im Rahmen der artenschutz-
rechtlichen Prüfung die unter diese Richtlinien fallenden Arten (Arten des Anhangs IV der FFH-
RL, wildlebende europäische Vogelarten und sonstige in einer Rechtsverordnung nach § 54 
Abs. 2 BNatSchG aufgeführte Verantwortungsarten1) zu berücksichtigen. 

Die ausschließlich national besonders oder streng geschützten Arten sind nicht Prüfgegen-
stand des artenschutzrechtlichen Fachbeitrages, sondern sind im Rahmen der Eingriffs-
regelung im LBP zu berücksichtigen2. 

  

                                                
1 Bisher ist keine entsprechende Rechtsverordnung erlassen worden. Sobald dies geschehen ist, wird diese Fußnote durch 

einen Verweis auf die Rechtsverordnung ersetzt. 
2 Siehe hierzu auch den Leitfaden für die Erstellung landschaftspflegerischer Begleitpläne zu Straßenbauvorhaben in Hessen. 
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2 Rechtliche Grundlagen 
Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 
verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 
durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Die streng und besonders geschützten Arten sind in § 7 Abs. 2 Nr. 13 und Nr. 14 BNatSchG 
definiert. 

Für nach § 15 Abs. 1 BNatSchG unvermeidbaren Beeinträchtigungen durch zulässige 
Eingriffe in Natur und Landschaft, gelten gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG die Verbote des § 44 
Abs. 1 BNatSchG nur eingeschränkt: 

So sind in diesen Fällen die Verbotstatbestände lediglich für die wild lebenden Tier- und 
Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie für die die europäischen Vogelarten 
und sonstige in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgeführte 
Verantwortungsarten zu betrachten.  

Werden diese durch einen Eingriff oder ein Vorhaben betroffen, liegt ein Verstoß gegen  
 
1. das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Abs. 1 Nr. 1 nicht vor, wenn die Beeinträchtigung 
durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare der 
betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung bei Anwendung der 
gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann,  
 
2. das Verbot des Nachstellens und Fangens wild lebender Tiere und der Entnahme, 
Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Abs. 1 Nr. 1 nicht vor, wenn 
die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, die auf 
den Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung oder ihrer Entwicklungsformen vor 
Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung und die Erhaltung der ökologischen Funktion der 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt 
werden und diese Beeinträchtigungen unvermeidbar sind, 
 
3. das Verbot nach Abs. 1 Nr. 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem 
Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Soweit erforderlich, können auch vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt werden, §44 Abs. 5. S. 3 BNatSchG.  
Für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IVb der FFH-Richtlinie aufgeführten 
Arten gilt dies entsprechend. 
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Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, sind diese ausschließlich im Rahmen der 
Eingriffsregelung des § 15 BNatSchG zu behandeln. 
 
Gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG können die nach Landesrecht zuständigen Behörden von den 
Verboten des § 44 BNatSchG im Einzelfall Ausnahmen zulassen  

1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher 
wirtschaftlicher Schäden, 

2. zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt, 
3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken 

dienende Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung, 
4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich 

der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich günstigen 
Auswirkungen auf die Umwelt oder 

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses 
einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind 
und sich der Erhaltungszustand der Population einer Art nicht verschlechtert,  

soweit nicht Artikel 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie weitergehende Anforderungen enthält. Art. 16 
Abs. 1 FFH-Richtlinie verlangt für die Arten des Anhanges IV der FFH-RL, dass Populationen 
der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung ohne 
Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen.  

Im Falle eines ungünstigen Erhaltungszustandes der Population der betroffenen Art sind 
Ausnahmen nach Art. 16 Abs. 1 FFH-RL zulässig, wenn sachgemäß nachgewiesen ist, dass 
sie weder den ungünstigen Erhaltungszustand dieser Population weiter verschlechtern, noch 
die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes behindern (BVerwG, Beschluss 
vom 17. April 2010 – 9 B 5/10).  

Artikel 16 Abs. 3 der FFH-Richtlinie und Art. 9 der Vogelschutzrichtlinie sind zu beachten 
(Gegenstand der Berichtspflicht der Mitgliedsstaaten gegenüber der Kommission). 
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3 Methodik der artenschutzrechtlichen Prüfung 
Die Vorgehensweise richtet sich nach dem aktuellen „Leitfaden für die artenschutzrechtliche 
Prüfung in Hessen“ (HESSISCHES MINISTERIUM FÜR UMWELT 2015), wonach sich die folgenden 
vier Arbeitsschritte ergeben: 

 Bestandserfassung und Relevanzprüfung, 
 Konfliktanalyse, 
 Maßnahmenplanung und ggf. 
 Klärung der Ausnahmevoraussetzungen. 

Diese Systematik wird durch eine vorgeschaltete Beschreibung des Projektes und seiner 
Wirkfaktoren ergänzt. 

 

3.1 Bestandserfassung und Relevanzprüfung 

Zur Ermittlung der Vorkommen artenschutzrechtlich prüfungsrelevanter Arten im 
Planungsraum werden alle verfügbaren faunistischen und floristischen Gutachten, 
Kartierungen und weitere Datenquellen ausgewertet, die Rückschlüsse auf aktuelle 
Artvorkommen zulassen. Als Untersuchungsraum des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags ist 
dabei die Gesamtheit aller artspezifischen Wirkräume des Vorhabens anzusehen. 

Da bisher keine Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG zu weiteren Verantwortungs-
arten erlassen wurde, sind die prüfungsrelevanten geschützten Arten die wildlebenden 
europäischen Vogelarten gemäß Art. 1 der VS-RL und die Arten des Anhangs IV der FFH-RL. 
In Hessen kommen Arten des Anhangs IV der FFH-RL in folgenden Artengruppen vor: Farn- 
und Blütenpflanzen, Säugetiere inkl. Fledermäuse, Reptilien, Amphibien, Käfer, Libellen, 
Schmetterlinge und Weichtiere (HESSEN-FORST FENA 2014). Das zu betrachtende 
Artenspektrum der in Hessen wildlebenden europäischen Vogelarten wurde aktuell (zuletzt 
2014) von der Vogelschutzwarte zusammengestellt (STAATLICHE VOGELSCHUTZWARTE FÜR 

HESSEN RHEINLAND PFALZ UND SAARLAND 2014). 

Nachdem die Gesamtheit der nach § 44 BNatSchG zu betrachtenden geschützten Arten mit 
nachgewiesenen oder als sehr wahrscheinlich anzunehmenden Vorkommen im 
Untersuchungsraum des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags ermittelt wurde, werden im 
nächsten Schritt der Relevanzprüfung Arten nach drei Kriterien ausgeschieden: 

 Arten, deren natürliches Verbreitungsgebiet nicht im Bereich des geplanten Vorhabens 
und seiner Umgebung liegt (Zufallsfunde, Irrgäste),  

 Arten, die zwar Vorkommen im Gesamtuntersuchungsgebiet haben, jedoch nicht im 
artspezifischen Wirkraum vorkommen und 

 Arten, die zwar im generellen artspezifischen Wirkraum vorkommen, die jedoch 
gegenüber den Wirkungen des konkreten Vorhabens unempfindlich sind. 

Die verbleibenden Arten werden der artspezifischen Konfliktanalyse unterzogen (Abb. 1). 
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3.2 Konfliktanalyse 

In der Konfliktanalyse wird artbezogen geprüft, ob für die ausgewählten prüfungsrelevanten 
Arten die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG (vgl. Kapitel 2) eintreten. Grundlage hierfür 
ist die Überlagerung der anlage-, bau- und betriebsbedingten Wirkungen des Vorhabens mit 
den Vorkommen der hinsichtlich ihrer Empfindlichkeit beurteilten Artvorkommen sowie deren 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten. 

Die Darstellung der artspezifischen Grundlagen und die eigentliche Prüfung erfolgen für alle 
FFH-Anhang IV-Arten sowie für solche europäischen Vogelarten mit ungünstig-unzureichen-
dem oder ungünstig-schlechtem Erhaltungszustand in Hessen Art für Art im „Musterbogen für 
die artenschutzrechtliche Prüfung“ gemäß den Vorgaben im Anhang 1 des „Leitfadens für die 
artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen“ (HESSISCHES MINISTERIUM FÜR UMWELT 2015, 
jeweils aktualisierte Fassung). 

Für die europäischen Vogelarten mit einem günstigen oder nicht bewerteten Erhaltungs-
zustand in Hessen wird die vereinfachte tabellarische Prüfung durchgeführt. Als Vorlage wird 
die im Anhang 2 des „Leitfadens für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen“ (HESSISCHES 

MINISTERIUM FÜR UMWELT 2015) dargestellte „Mustertabelle zur Darstellung der Betroffen-
heiten allgemein häufiger Vogelarten“ verwendet. Für Vogelarten, die in einem günstigen 
Erhaltungszustand sind, aber in großer Anzahl von Individuen oder Brutpaaren von den 
Wirkungen des Vorhabens betroffen werden, wird ebenfalls die Art-für-Art-Prüfung unter 
Verwendung des Musterbogens für die artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt. 
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Abb. 1: Methode der Ermittlung der prüfungsrelevanten Arten im Artenschutz-
fachbeitrag 
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3.3 Maßnahmenplanung 

Maßnahmen, die zur Vermeidung der Auslösung von Verbotstatbeständen geeignet und 
erforderlich sind, werden artbezogen konzipiert und kurz hinsichtlich Art, Umfang, Zeitpunkt, 
Dauer sowie der Anforderungen an Lage und Standort beschrieben. Hierbei wird berück-
sichtigt, dass Maßnahmen auch multifunktional mehreren Arten zugutekommen können. Eine 
detaillierte Darstellung dieser Aspekte erfolgt in den Maßnahmenblättern des LBP. Dies gilt 
sowohl für  

 projektbezogene Vermeidungsmaßnahmen, wie auch für  
 vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen, die auf den Erhalt der ökologischen Funktion der 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der betroffenen Individuen abzielen (CEF-
Maßnahmen), sowie für  

 Maßnahmen zur Vermeidung erheblicher Störungen, die auf den Erhaltungszustand 
der lokalen Population abzielen. 

Im Falle eines Ausnahmeverfahrens gilt selbiges für  

 Maßnahmen zur Wahrung des Erhaltungszustandes der übergeordneten Populationen 
(FCS-Maßnahmen). 

Weitere Maßnahmen des LBP, die artenschutzrechtlich nicht erforderlich sind, um die 
Auslösung von Verbotstatbeständen zu verhindern, jedoch zusätzlich positiv auf die jeweilige 
Art wirken, werden als "ergänzend funktional geeignete Maßnahmen des LBP" aufgeführt. 

 

3.4 Klärung der Ausnahmevoraussetzungen 

Falls Verbotstatbestände für eine oder mehrere Arten eintreten, kann nach § 45 Abs. 7 
BNatSchG die zuständige Behörde für Naturschutz und Landschaftspflege (im Fall der 
Planfeststellung ist dies die Planfeststellungsbehörde im HMWEVL) von den Verboten des 
§ 44 im Einzelfall weitere Ausnahmen zulassen.  

Folgende Ausnahmevoraussetzungen sind dabei im vorliegenden Artenschutzbeitrag zu 
klären (vgl. Kapitel 2: Rechtliche Grundlagen):  

 Die zwingenden Gründe des öffentlichen Interesses werden im technischen 
Erläuterungsbericht  (vgl. RE 2012, BUNDESMINISTERIUM FÜR VERKEHR 2012) dargelegt. 
Das Überwiegen dieser zwingenden Gründe wird im Kapitel 8 des 
Artenschutzbeitrages dargestellt. 

 Die zumutbaren Alternativen werden im technischen Erläuterungsbericht  (vgl. 
BUNDESMINISTERIUM FÜR VERKEHR 2012) beschrieben. Im ASB werden diese 
Alternativen in Kapitel 8 artenschutzfachlich bewertet.  

 Im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag wird auch bewertet, ob sich der Erhaltungs-
zustand der Populationen einer Art verschlechtert, bzw. dass die Populationen der 
betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung 
ohne Beeinträchtigungen in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen (Art. 16 
Abs.1 FFH-RL). Bei Arten im ungünstigen Erhaltungszustand ist zu bewerten, ob keine 
weitere Verschlechterung eintritt und die Wiederherstellung eines günstigen 
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Erhaltungszustandes nicht behindert wird (BVerwG, Beschluss vom 17.04.2010, Az.: 
9 B 5/10, Rdnr.8 und 9).  

 

4 Projektbeschreibung und projektbedingte Wirkungen 
Das am 19.12.2016 planfestgestellte Vorhaben der Tieferlegung der B 454 in Stadtallendorf 
3.BA bedarf einer Planänderung. 

Im Rahmen dieser 1. Planänderung sind Aussagen zum Artenschutz begründet. Da nicht alle 
Änderungen der technischen Ausführung umweltfachlich relevant sind, werden hier nur die 
folgenden Änderungen behandelt: 

1.Die Fuß- und Radwegeüberquerung im Bereich Dorfwiese wird entsprechend der Richtlinie 
für barrierefreies Bauen umgestaltet. Der Fuß-und Radweg wird mit einer geradlinig geführten 
Steigungsstrecke < 6% auf die Höhe des Bauwerks über die B 454 geführt.  

3. Im Bereich der Dorfwiese wird der bereits planfestgestellte Radweg bis an eine 
innerstädtische Straße herangeführt, um den Lückenschluss herzustellen. 

2. Verlegung deines Regenrückhaltebeckens in den Bereich der Neckswiesen. Das 
Regenrückhaltebecken wird als Retentionsbodenfilterbecken konzipiert. Damit wird auf der 
Grundlage der WRRL die Straßenwasserbehandlung optimiert. Retentionsbodenfilterbecken 
stellen anerkannte Maßnahmen zur Reduzierung punktueller Schadstoffbelastungen dar. 

Die Änderungen betreffen den Bereich der Münchbachaue, nördlich der Herrenwaldstraße, die 
sog. Neckswiese sowie die Dorfwiese.  

 

Abb. Darstellung des von den Änderungen betroffenen Raumes 
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Tab. 1: Übersicht der Wirkfaktoren und Wirkzonen des Vorhabens 

Wirkfaktor Wirkzone/Wirkungsintensität 

Anlagebedingt 
Anlagebedingte Auswirkungen sind Beeinträchtigungen, die durch den Baukörper der Straßentrasse und alle 
damit verbundenen baulichen Einrichtungen verursacht werden und daher als dauerhaft und nachhaltig 
einzustufen sind: 

Flächenverluste durch Trasse 
und Bauwerke sowie Damm- 
und Einschnittsböschungen, 
Ausrundungen und 
Entwässerungsmulden 

Vollständiger und dauerhafter Verlust von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten geschützter Tierarten und dauerhafter Verlust von 
Habitaten geschützter Tierarten mit essenzieller Bedeutung für die 
Funktion von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG). 

Zerschneidungseffekte durch 
Barrierewirkung der Trasse 

Wirkfaktor entfällt im Planungsfall 

Veränderungen des 
Grundwasserhaushalts 

Wirkfaktor entfällt im Planungsfall 

Veränderungen von 
Oberflächengewässern durch 
Überführungen, Ausbau, 
Verlegungen oder 
Verrohrungen 

irkfaktor entfällt im Planungsfall 

Baubedingt 
Baubedingte Auswirkungen sind Beeinträchtigungen, die während der Bauphase (vorübergehend) auftreten und 
in der Regel nur von kurz- bis mittelfristiger Dauer sind: 

Flächeninanspruchnahme 
durch Baustelleneinrichtungen 
wie Baustraßen, Baustreifen 
und Lagerplätze  

Temporärer oder ggf. auch dauerhafter Verlust von Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten geschützter Tierarten oder von Standorten 
geschützter Pflanzenarten, temporärer oder ggf. auch dauerhafter 
Verlust von Habitaten geschützter Tierarten mit essenzieller 
Bedeutung für die Funktion von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 
44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG). 

Lärm, Erschütterungen, Licht, 
Silhouettenwirkung durch 
Baubetrieb 

Dieser Wirkfaktor entfällt im Planungsfall 

temporäre Grundwasser-
absenkungen, Gewässer-
verlegungen- und -querungen  

Dieser Wirkfaktor entfällt im Planungsfall 

Umsiedlungen, 
Baufeldvorbereitung 

Dieser Wirkfaktor entfällt im Planungsfall 

Betriebsbedingt 
Betriebsbedingte Auswirkungen sind Beeinträchtigungen, die durch den Straßenverkehr in Abhängigkeit von der 
Verkehrsmenge hervorgerufen werden und daher als dauerhaft und nachhaltig einzustufen sind: 

Schadstoffemissionen  Dieser Wirkfaktor entfällt im Planungsfall 

Stoffliche Belastungen des  
Regenwasserabflusses 

Dieser Wirkfaktor entfällt im Planungsfall 

Lärmemissionen Dieser Wirkfaktor entfällt im Planungsfall 

Optische Störwirkungen (Licht 
und Bewegungsunruhe, 
Silhouettenwirkung) 

Dieser Wirkfaktor entfällt im Planungsfall 

Zerschneidungseffekte durch 
Barrierewirkung des Verkehrs 
und durch Kollisionsverluste 

Dieser Wirkfaktor entfällt im Planungsfall 
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Bestandserfassung 

4.1 Faunistisch-floristische Planungsraumanalyse 

Die faunistisch-floristische Planungsraumanalyse erfolgte durch HESSEN MOBIL. Auf der 
Grundlage der Kartierungsergebnisse aus dem Ursprungsverfahren von Groß & Hausmann 
und Biologische Planungsgemeinschaft (2010) und dem Vergleich der Biotopausstattung des 
Planungsraums, wurde entschieden eine avifaunistische, floristische und LRT-Kartierung 
durchführen zu lassen. Beauftragt wurde das Büro Biologische Planungsgemeinschaft, dass 
die Kartierungen im Frühjahr/Sommer 2021 durchgeführt hat. 

 

4.2 Auswertung der Datenquellen und durchgeführten Untersuchungen 

Zur Ermittlung und Auswahl der prüfungsrelevanten Arten wurden die vorliegenden 
faunistischen und floristischen Daten und die eigenen Kartierungen dargestellt und bewertet. 

 

4.2.1 Datenquellen und Untersuchungen 

Dem artenschutzrechtlichen Beitrag liegen die in Tab. 2 aufgeführten und kommentierten 
Gutachten, Kartierungen und Datenquellen zugrunde. 

 

Tab. 2: Übersicht der Gutachten, Kartierungen und Datenquellen 

Kriterium Beschreibung 

Eigene Kartierungen des Vorhabenträgers 

1: Groß & Hausmann; Biologische Planungsgemeinschaft (2011): B 454 Tieferlegung in 
Stadtallendorf mit Anschluss der Haupt- und Bahnhofstraße; Teilbeitrag 
Landschaftspflegerischer Begleitplan mit integrierter Artenschutzprüfung. 
Unveröffentlichtes Gutachten im Auftrag von Hessen Mobil 

Bearbeitete 
Artengruppe 

Avifauna, Pflanzen  

Methodik Revierkartierung  

Kartierzeitpunkt März bis Ende Mai 2021 

1: Biologische Planungsgemeinschaft (2021): B 454 Tieferlegung in Stadtallendorf mit 
Anschluss der Haupt- und Bahnhofstraße; Floristische und LRT-Kartierung und 
Brutvogelkartierung. Unveröffentlichtes Gutachten im Auftrag von Hessen Mobil  

Bearbeitete 
Artengruppe 

Avifauna, Pflanzen  

Methodik Revierkartierung  

Kartierzeitpunkt März bis Ende Mai 2021 

Erfassungen Dritter 

2: Es liegen keine Daten vor 

Bearbeitete 
Artengruppen 

 

Methodik  

Kartierzeitpunkt  
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Kriterium Beschreibung 

Datengrundlage von Naturschutzbehörde oder -verband 

3: Es liegen keine Daten vor 

 

4.2.2 Bewertung der Unterlagen und Methodenkritik 

Die eigenen Kartierungen aus dem Jahr 2021 sind vollständig und ausreichend, um die 
Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG für alle von der Planänderung ausgehenden 
Wirkfaktoren für die im UG vorkommenden Arten zu prüfen. 
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4.3 Übersicht der prüfungsrelevanten Arten und Relevanzprüfung 

Als Ergebnis der Auswertung der vorstehend genannten Gutachten, Kartierungen und 
Datenquellen gibt Tab. 3 einen vollständigen Überblick der geschützten Arten des Anhangs IV 
der FFH-Richtlinie und der wildlebenden europäischen Vogelarten mit nachgewiesenen oder 
als sehr wahrscheinlich anzunehmenden Vorkommen im Untersuchungsgebiet des 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrags. 

 

An das in Tab. 3 aufgeführte Artenspektrum werden folgende drei Ausscheidungskriterien 
angelegt (vgl. hierzu auch Kapitel 3.1): 

 kein natürliches Verbreitungsgebiet im Bereich um das geplante Vorhaben, 

 kein Vorkommen im Wirkbereich des Vorhabens und 

 keine Empfindlichkeit gegenüber den vorhabensspezifischen Wirkfaktoren. 

 

Das Ergebnis der Relevanzprüfung ist in Tab. 3 in den Spalten „Kriterium“ und „Relevanz“ 
dargestellt.  

 

Tab. 3: Übersicht der FFH-Anhang IV-Arten und der europäischen Vogelarten und 
Relevanzprüfung im Untersuchungsraum 

EHZ HE: Erhaltungszustand in Hessen (Zitate siehe Anhang 1) 
Status: Status des Vorkommens im Planungsraum. Bei Vögeln: B = Brut, BV = Brutverdacht, BZ = Brutzeit-
beobachtung, NG = Nahrungsgast, DZ = Durchzügler; bei übrigen Arten: NV = nachgewiesenes Vorkommen, AV 
= sehr wahrscheinlich anzunehmendes Vorkommen;  
Krit. (Kriterium): knV = kein natürliches Verbreitungsgebiet, kEm = keine Empfindlichkeit, kWi = kein Vorkommen 
im Wirkraum (Mehrfachnennungen der Ausschlusskriterien sind möglich.) 
Relev. (Relevanz): ja = Art wird geprüft, nein = Prüfung ist nicht erforderlich 
Prüf.: PB = Prüfung erfolgt im detaillierten Prüfbogen (siehe Anhang 1), Tab = Prüfung erfolgt in Tabelle häufiger 
Vogelarten (siehe Anhang 2) 
Quelle: Nummern der in Tab. 2 aufgeführten Gutachten, Kartierungen und Datenquellen mit prüfungsrelevantem 
Nachweis der jeweiligen Art 
 

Deutscher Artname Wiss. Artname EHZ HE Status Krit. Relev. Prüf. Quelle 

Vögel        

Amsel  Turdus merula günstig BV - ja Tab 2 

Bachstelze Motocilla alba günstig N  ja Tab 2 

Blaumeise Parus coeruleus günstig BV - ja Tab 2 

Bluthänfling Carduelis cannabina schlecht BV - ja PB 2 

Elster Pica pica  BV  ja Tab 2 

Grünfink Carduelis ochru  BV  ja Tab 2 

Haussperling Passer domesticus  BV - ja PB 2 

Hausrotschwanz Phoenidurus ochruros  BV - ja Tab 2 

Kohlmeise Parus major  BV - ja Tab 2 

Klappergrasmücke Sylvia curucca  BV - ja PB 2 

Mönchsgrasmücke Sylvia artricapilla  BV - ja Tab 2 

Rabenkrähe Corvus corona  N kEm nein - 2 
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Deutscher Artname Wiss. Artname EHZ HE Status Krit. Relev. Prüf. Quelle 

Ringeltaube Columba palumbus  BV - ja Tab 2 

Rotkehlchen Erithacus rubecula  BV - ja Tab 2 

Star Sturnus vulgaris  BV/N - ja Tab 2 

Stieglitz Corduelis corduelis  BV - ja PB 2 

Wacholderdrossel Turdus pilaris  BV - ja PB 2 

Zaunkönig Troglodytes troglodytes  BV - ja Tab 2 

Zilpzalp Phylloscopus collybita  BV - ja Tab 2 

Die Vorkommen der prüfungsrelevanten Arten sind in der Karte Unterlage 12.3A Blatt 1 und in 
den Karten des faunistischen Gutachtens, dargestellt. Die häufigen Vogelarten im günstigen 
Erhaltungszustand werden kartographisch nicht dargestellt. 

5 Konfliktanalyse 

5.1 Durchführung der Art-für-Art-Prüfung 

Zur Durchführung der Art-für-Art-Prüfung werden die Wirkungen des Vorhabens (vgl. Kapitel 
4) mit den Vorkommen prüfungsrelevanter Arten (vgl. Kapitel 5) überlagert. Es wird daraufhin 
geprüft, ob Verbotstatbestände eintreten, ob dies durch Maßnahmen vermieden bzw. 
minimiert werden kann, und welche vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen oder Maßnahmen 
zur Vermeidung erheblicher Störungen zu ergreifen sind. 

Für alle in Tab. 3 unter Relevanz mit „ja“ bezeichneten FFH-Anhang IV-Arten und Vogelarten 
in einem ungünstig-unzureichenden oder ungünstig-schlechten Erhaltungszustand in Hessen 
wird der detaillierte „Musterbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung“ angewendet (vgl. 
Anhang 1). 

Für alle in Tab. 3 unter Relevanz mit „ja“ bezeichneten Vogelarten in einem günstigen 
Erhaltungszustand in Hessen wird die vereinfachte tabellarische Prüfung in der „Mustertabelle 
zur Darstellung der Betroffenheit allgemein häufiger Vogelarten“ durchgeführt (vgl. Anhang 2). 

 

5.2 Ergebnis der Konfliktanalyse 

In Tab. 4 wird das Resultat der artenweisen Prüfung der Verbote des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 
5 BNatSchG für alle prüfungsrelevanten Arten zusammenfassend dargestellt. Ziel ist es 
kenntlich zu machen, welche Maßnahmen artenschutzrechtlich erforderlich sind, um das 
Eintreten eines Verbotstatbestandes zu verhindern, oder um beim Eintreten eines Verbots-
tatbestandes die Ausnahmevoraussetzung zu erfüllen.  
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Tab. 4: Resultat der artweisen Prüfung der Verbote des § 44 BNatSchG 

Nr. 1, Nr. 2, Nr. 3: Ergebnis der Prüfung der Verbote Nr. 1 bis Nr. 3 des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG:  
- = keine Verbotsauslösung, + = Verbotsauslösung/Ausnahmeverfahren erforderlich (orange hinterlegt). 
Vermeidung: - = Vermeidungsmaßnahmen sind nicht erforderlich, B = Vermeidungsmaßnahmen umfassen eine 
Bauzeitenregelung (zumeist die winterliche Baufeldfreimachung), + = weitere Vermeidungsmaßnahmen sind 
erforderlich, ++ lokalpopulationsstützende Maßnahmen zur Vermeidung der erheblichen Störung sind erforderlich. 
CEF: +/- = vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (blau hinterlegt) sind bzw. sind nicht erforderlich. 
FCS: +/- = im Rahmen des Ausnahmeverfahrens sind populationsstützende Maßnahmen erforderlich (blau 
hinterlegt) bzw. sind nicht erforderlich. 
 

Deutscher Artname Nr. 1 Nr. 2 Nr. 3 Vermeidung CEF FCS 
Vögel       
Bluthänfling - - - - - - 
Haussperling - - - - - - 
Klappergrasmücke - - - - - - 
Stieglitz - - - - - - 
Wacholderdrossel - - - - - - 
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Im Folgenden werden die wesentlichen Resultate der artenschutzrechtlichen Prüfung benannt. 

a) Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere  

Durch die zeitliche Beschränkung der Baufeldfreimachung und die Kontrolle von Baumhöhlen 
wird bei vielen Vogel- und Fledermausarten bewirkt, dass keine Individuen in aktuell besetzten 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten verletzt oder getötet werden. 

b) Störung  

Gegen das Störungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird bei keiner Art verstoßen. 

 

c) Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 

Der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 44 Abs. 5 BNatSchG wird nicht erfüllt.  

d) Entnahme von wild lebenden Pflanzen sowie Beschädigung oder Zerstörung ihrer Standorte 

Durch das Vorhaben wird gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG nicht verstoßen.  

Da durch das Vorhaben gegen keines der Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen wird, 
stehen einer Zulassung des Vorhabens keine artenschutzrechtlichen Belange entgegen. Die 
Durchführung eines Ausnahmeverfahrens inklusive der Klärung der dafür nötigen 
Voraussetzungen kann entfallen. 
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6 Maßnahmenplanung 

6.1 Vermeidungsmaßnahmen 

Vermeidungsmaßnahmen sind nicht notwendig. 

 

6.2 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen sind nicht notwendig. 

7 Klärung der Ausnahmevoraussetzungen 
Da durch das Vorhaben gegen keines der Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen wird, 
kann die Durchführung eines Ausnahmeverfahrens inklusive der Klärung der dafür nötigen 
Voraussetzungen entfallen. 

 

7.1 Zwingende Gründe des öffentlichen Interesses 

Das Vorhaben kann zwingende Gründe des öffentlichen Interesses für sich in Anspruch 
nehmen, die Ausnahmen von den Verboten des § 44 Abs. 1 BNatSchG rechtfertigen. Diese 
zwingenden Gründe des öffentlichen Interesses sind die Planungsziele, die im technischen 
Erläuterungsbericht beschrieben werden. 

 

8 Fazit 

Die Prüfung des geplanten Vorhabens hinsichtlich der Erfüllung der Verbotstatbestände des 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG im vorliegenden artenschutzrechtlichen Fachbeitrag hat ergeben, dass 
unter Berücksichtigung der benannten Maßnahmen einer Zulassung des Vorhabens keine 
artenschutzrechtlichen Belange entgegenstehen. 
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